





DAS WIEDERVEREINIGTE DEUTSCHLAND

17. 01. 1991 – Wahl vom Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) für eine dritte Amtsperiode in der Koalitionsregierung CDU/CSU-FDP mit dem Außenminister Hans-Dietrich Genscher (FDP).

04. 03. 1991 ratifizierte der Oberste Sowjet in Moskau die deutsch-sowjetischen Verträge, denen zufolge die BRD die volle Souveränität erreichte.

20. 06. 1991 wurde die Verlegung des Parlaments- und Regierungssitzes nach Berlin beschlossen.

Ab 1992 nahmen ausländerfeindliche Anschläge (nicht nur in den östlichen Bundesländern) beträchtlich zu und nur 1992 endeten sie mit 17 Toten und 452 Verletzten (Rostock, Mölln, Solingen).

17. 05. 1992 trat der Außenminister Hans-Dietrich Genscher (FDP) zurück, sein Nachfolger wurde Klaus Kinkel (FDP).

22. 05. 1992 beschlossen die BRD und Frankreich die Aufstellung eines 40 000 Mann starken Euro-Korps. 

01. 07. 1994 wurde Roman Herzog (CDU), Präsident des Bundesverfassungsgerichts, zum Präsidenten der BRD gewählt.

31. 08. 1994 verließen die letzten russischen Soldaten Deutschland.  

16. 10. 1994 Wahlsieg der Regierungskoalition CDU/CSU-FDP unter Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) und Außenminister Klaus Kinkel (FDP). Kohl begann seine vierte Amtsperiode (Sitze: CDU/CSU 294, SPD 252, Bündnis 90/Die Grünen 49, FDP 47, PDS 30).

31. 12. 1994 Auflösung der Treuhandanstalt.

23. 01. 1996 Bundesregierung, Arbeitgeber und Gewerkschaften schlossen ein „Bündnis für Arbeit und Standortsicherung“ mit dem Hauptziel, die Arbeitslosenzahlen zu halbieren. 350 000 Menschen protestierten in Bonn gegen Sozialabbau.

21. 01. 1997 billigte der Bundestag die Deutsch-tschechische Erklärung zur Versöhnung und Verständigung, die am 14. 02. auch in Prag verabschiedet wurde. Der Deutsch-tschechische Zukunftsfond entstand.

27. 09. 1998 – die Wahlniederlage der christlich-liberalen Koalition CDU/CSU/FDP. Die Koalition Kohls wurde am 27. 10. 1998 durch die rot-grüne Koalition SPD/Die Grünen unter Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) und Außenminister Joschka Fischer (Grüne) abgelöst (Sitze: SPD 298, CDU/CSU 245, Grüne 47, FDP 43, PDS 36).

19. 04. 1999 wurde das Reichstagsgebäude in Berlin als neuer Parlamentssitz eröffnet.

20. 04. 1999 – Selbstauflösung der RAF.

23. 05. 1999 wurde Johannes Rau (SPD) zum Bundespräsidenten gewählt.

27. 04. 2000 wurde Angela Merkel zur Vorsitzenden der CDU gewählt.

14. 12. 2001 wurde der Rückzug aus der Kernenergienutzung („Atomausstieg“) beschlossen.

01. 01. 2002 wurde Euro als Währung eingeführt. Ende der D-Mark.

22. 10. 2002 wurde nach knapper Wahlniederlage der CDU die zweite rot-grüne Koalition unter Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) und Joschka Fischer (Grüne) als Außenminister gebildet (Sitze: SPD 251, CDU/CSU 248, Grüne 55, FDP 47, PDS 2).

14. 03. 2003 – Die „Reform-Agenda 2010“ als Reform des deutschen Sozialsystems und Arbeitsmarktes (Hartz-Arbeitsmarktreformen) wurde von der Regierung vorgestellt.

23. 05. 2004 wurde Horst Köhler (CDU) zum Bundespräsidenten gewählt.

Die Landtagswahlen 2004 in Sachsen und Brandenburg brachten in die Landtage extremistische Parteien – NPD (Nationaldemokratische Partei Deutschlands) in Sachsen, DVU (Deutsche Volksunion) in Brandenburg.

01. 01. 2005 traten die Hartz-Arbeitsmarktreformen unter dem Titel Hartz IV in Kraft. 

18. 09. 2005 vorgezogene Neuwahlen, in denen die CDU knapp siegte (Sitze: CDU/CSU 226, SPD 222, FDP 61, PDS 54, Grüne 51). 22. 11. 2005 wurde die Große Koalition unter Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und Außenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) gebildet. 

27. 09. 2009 die Bundestagswahl brachte die Mehrheit für die CDU/CSU und die FDP. Die Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) trat in ihre zweite Amtsperiode an der Spitze der christlich-liberalen Koalition CDU/CSU/FDP mit dem Außenminister Quido Westerwelle (FDP) (Sitze: CDU/CSU 239, SPD 146, FDP 93, Die Linke – entstanden 2007 durch Verschmelzung der WASG [Arbeit & soziale Gerechtigkeit-Die Wahlalternative], einer SPD-Abspaltung, und der PDS – 76, Die Grünen 68).

23. 05. 2009 wurde Horst Köhler (CDU) erneut zum Bundespräsidenten gewählt, trat aber am 31. 05. 2010 wegen einiger unpassender Äußerungen zurück, als Nachfolger wurde am 30. 06. 2010 Christian Wulff (CDU) gewählt, der aber auch nach zwanzig Monaten im Amt am 17. 02. 2012 wegen einer Geldaffäre zurücktrat. Sein Nachfolger war vom 18. 03. 2012 Joachim Gauck (parteilos).

Nach der nuklearen Katastrophe in Fukushima (11. 03. 2011) änderte die Bundesregierung ihren Kurs in der Energiepolitik – endgültiger Ausstieg aus der Atomenergie – und forcierte die Energiewende zu erneuerbaren Energiequellen.

22. 09. 2013 nach der Bundestagswahl (Sitze: CDU/CSU 311, SPD 193, Die Linke 64, Bündnis 90/Die Grünen 63, FDP fiel durch) trat die Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) in ihre dritte Amtsperiode an der Spitze der Großen Koalition CDU/CSU/SPD mit Frank-Walter Steinmeier (SPD) als Außenminister

2015 – Flüchtlingskrise: nach der BRD kamen Hunderttausende Asylanten, von den 650 000 Asylanträgen in der EU kam ein Drittel nur auf die BRD (198 000).

12. 02. 2017 wurde Frank-Walter Steinmeier (SPD) zum Bundespräsidenten gewählt.
24. 09. 2017 Nach den Bundestagswahlen (Sitze: CDU/CSU 246, SPD 153, AfD – Alternative für Deutschland – 94, FDP 80, Die Linke 69, Die Grünen 67) scheiterten alle Versuche um Bildung einer Koalitionsregierung. Nach mehreren Monaten und schweren Verhandlungen wurde eine neue Große Koalition CDU/CSU/SPD im März 2018 unter Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU), die in ihre vierte Amtsperiode eintrat, und Heiko Maas (SPD) als Außenminister.
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